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Überwachungsverschulden 
Steuerhaftung 
Der oder die Geschäftsführer einer 
GmbH haften persönlich für Steuerschul-
den der GmbH, soweit die geschulde-
ten Steuern infolge vorsätzlicher oder 
grob fahrlässiger Verletzung der dem/den 
Geschäftsführer(n) auferlegten Pflichten 
nicht gezahlt werden können. Die persön-
liche Haftung ergibt sich aus §§ 69 Satz 1, 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung/
AO i. V. mit § 35 Abs. 1 Satz 1 des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung/GmbHG. Die Finanz-
verwaltung nimmt den/die Geschäftsführer 
regelmäßig durch Erlass eines Haftungs-
bescheides in Anspruch.

Überwachungsverschulden
Der Bundesfinanzhof/BFH hat in einem 
jüngst entschiedenen Verfahren die 

Unausweichlichkeit der Geschäftsführer-
haftung – was die steuerlichen Pflichten 
angeht – erneut bekräftigt. Ein Geschäfts-
führer darf seinen Hilfspersonen kein un-
begrenztes Vertrauen schenken. Im Streit-
fall gab der Geschäftsführer (Vater) an, die 
Geschäftsführung wäre tatsächlich vom 
Sohn ausgeführt worden. Er wäre we-
gen seines betagten Alters nicht mehr in 
der Lage gewesen, die Geschäftsvorfäl-
le der GmbH nachzuvollziehen. Für den 
BFH waren diese Umstände unerheblich. 
Ein Geschäftsführer muss seine Hilfsper-
sonen sorgfältig auswählen und laufend 
überwachen. Mangelhaftes Überwachen 
hat auch der VII. Senat als grob fahrlässi-
ge Pflichtverletzung – sogenanntes "Über-
wachungsverschulden" – eingestuft (Be-
schluss vom 15.11.2022, VII R 23/19; ver-
öffentlicht am 16.3.2023).

Nullsteuersatz für 
Photovoltaik- 
anlagen 

Nullsteuerregelung
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 
wurde die Umsatzsteuer auf die 
Lieferung von Solarmodulen ein-
schließlich der dazugehörenden 
Komponenten und Speicher für 
kleine Anlagen mit einer Bruttoleis-
tung von nicht mehr als 30 kW auf 
null festgesetzt, also praktisch er-
lassen. Das gilt auch für die Hand-
werkerleistungen des Elektrikers  
(§ 12 Abs. 3 Nr. 1, 4 Umsatzsteuer-
gesetz/UStG).

BMF-Schreiben
Die Finanzverwaltung hat zur neu-
en Befreiung der kleinen Photo-
voltaikanlagen die Details bekannt 
gegeben und auch den Umsatz-
steuer-Anwendungserlass er-
gänzt (BMF vom 27.2.2023 III C 2 
- S 7220/22/10002 :010). In dem 
zehn Seiten umfassenden Schrei-
ben nimmt die Finanzverwaltung  
u. a. zur Besteuerung der unent-
geltlichen Wertabgaben (Strom-
eigenverbrauch) für vor dem 
1.1.2023 angeschaffte Photovol-
taikanlagen sowie zur Entnahme 
der PV-Anlage Stellung (Rz 5). 

Entnahmen
Die Entnahme einer zum Vor-
steuerabzug berechtigten Anla-
ge bzw. von Strom zum Privatver-
brauch unterliegt auch nach dem 
31.12.2022 als unentgeltliche 
Wertabgabe der Umsatzsteuer. 
Eine rechtmäßige Entnahme setzt 
voraus, dass mehr als 90 % des er-
zeugten Stroms für private Zwecke 
verwendet werden. 

Nachweise 
Abschnitt 12.18 Abs. 6 des Um-
satzsteuer-Anwendungserlasses 
enthält Näheres über die Nach-
weisregelungen. Danach ist aus-
reichend, „wenn der Erwerber er-
klärt, dass er Betreiber der Photo-
voltaikanlage ist und es sich ent-
weder um ein begünstigtes Ge-
bäude handelt oder die installierte 
Bruttoleistung der Photovoltaikan-
lage laut MaStR nicht mehr als 30 
kW (peak) beträgt oder betragen 
wird“.

Säumniszuschläge  
verfassungsgemäß  
Säumniszuschläge 
Werden Steuern nicht bis zum Ablauf des 
Fälligkeitstages – zuzüglich einer Schon-
frist von drei Tagen – entrichtet, wird für 
jeden angefangenen Monat ein Säum-
niszuschlag von einem Prozent des auf  
€ 50,00 abgerundeten rückständigen 
Steuerbetrages fällig (§ 240 Abs. 1 Abga-
benordnung/AO). Auf das Jahr gerechnet 
entspricht dies einem Zinssatz von immer-
hin 12 %. Darüber hinaus fallen die Säum-
niszuschläge unabhängig davon an, ob die 
Steuer zutreffend festgesetzt worden ist. 

Zinsniveau unbedeutend
Der Bundesfinanzhof/BFH hält das hohe 
Zinsniveau für verfassungsgemäß. Einen 
Vergleich mit den zum 1.1.2019 reduzier-
ten Nachzahlungszinsen von 0,15 % pro 
Monat hält der BFH nicht für angemessen. 
Zinszahlungspflichtige Steuernachzah-
ler und säumniszuschlagpflichtige Steu-
erschuldner können mangels vergleich-
barer Sachverhalte nicht gleich behandelt 
werden (BFH-Urteil vom 15.11.2022, VII R 
55/20, veröffentlicht am 30.3.2023).

Säumniszuschlag versus Verzinsung 
Säumniszuschläge stellen ein Druckmittel 
zur Durchsetzung fälliger Steuerzahlungen 
dar und haben daher primär eine pönale 
Funktion. Verzugszinsen sind demgegen-

über weder Sanktion noch Druckmittel, 
sondern ein Ausgleich für eine Kapitalnut-
zung. 

Anmerkung
Anzumerken ist, dass es im genannten Fall 
um Säumniszuschläge für Zeiträume vor 
dem 1.1.2019 ging. Zur Frage der Ver-
fassungswidrigkeit von Säumniszuschlä-
gen für die Zeit nach dem 1.1.2019 ist ein 
weiteres Verfahren vor dem BFH anhän-
gig (Az. X R 30/21). Es bleibt abzuwarten, 
ob der BFH gleich oder differenziert ent-
scheidet. Möglich wäre auch eine Vorlage 
an das Bundesverfassungsgericht.
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Lohnsteuerrichtlinien 2023 
Lohnsteuerrichtlinien 
Seit dem 1.1.2023 gelten geänderte und aktualisierte Lohnsteu-
errichtlinien/LStR 2023. Neben der Einarbeitung neuer BMF- 
Schreiben enthalten die neuen Richtlinien auch diverse inhaltli-
che Änderungen. 

Nebenberufliche Tätigkeiten
Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter/
Ausbilder usw. sind bis zur Höhe von € 3.000,00 (§ 3 Nr. 26 Ein-
kommensteuergesetz/EStG) im Jahr steuerfrei. Darüber hinaus 
sind nebenberufliche ehrenamtliche Tätigkeiten für eine gemein-
nützige Körperschaft bis zur Höhe von € 840,00 steuerfrei (§ 3 
Nr. 26a EStG). In R 3.26 Abs. 2 LStR 2023 findet sich eine klare 
Definition, wann eine solche „nebenberufliche Tätigkeit“ vorliegt. 
Danach gilt eine Tätigkeit mit einer regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von maximal 14 Stunden als nebenberuflich.

Aufmerksamkeiten
Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Regelung über lohn-
steuerfreie Aufmerksamkeiten durch die geänderten Lohnsteuer-
Richtlinien. Nach R 19.6 Abs. 1 Satz 2 LStR 2023 sind Aufmerk-
samkeiten bis in Höhe von € 60,00 nur dann steuerfrei, wenn sie 
zugunsten des Arbeitnehmers selbst oder eines Angehörigen 
gewährt werden, welcher mit dem Arbeitnehmer in einem Haus-
halt lebt. So fallen z. B. Hochzeitsgeschenke des Arbeitgebers 
an ein nicht im Haushalt des Arbeitnehmers lebendes Kind nicht 
unter die Steuerbefreiung. 

Umgekehrte Familienheimfahrten
Als umgekehrte Familienheimfahrten werden Besuchsfahrten 
der Angehörigen eines Arbeitnehmers zu dessen Zweitwohnung 
am Beschäftigungsort bezeichnet. Nach BFH-Rechtsprechung 
gehören Aufwendungen für solche Fahrten nicht zu den Wer-
bungskosten. In den LStR 2023 lässt die Finanzverwaltung diese 

Fahrtkosten dann zum Werbungskostenabzug zu, wenn der Ar-
beitnehmer aus beruflichen Gründen an einer Familienheimfahrt 
gehindert ist (R 9.11 Abs. 6 Nr. 2 Satz 3 LStR 2023). In diesen 
Fällen ist auch eine steuerfreie Arbeitgebererstattung zulässig. 

Freie Wohnung 
Stellt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer eine Wohnung kos-
tenfrei oder zu günstigen Mietkonditionen zur Verfügung, ist 
der geldwerte Vorteil steuerpflichtig. Für die Bewertung dieses 
geldwerten Vorteils ist der ortsübliche Mietwert maßgebend. 
Keine Steuerpflicht besteht dann, wenn der Arbeitnehmer min-
destens zwei Drittel der ortsüblichen Miete entrichtet und die 
Nettomiete € 25,00/qm nicht übersteigt. In den LStR 2023 wird 
klargestellt, dass auf den steuerpflichtigen geldwerten Vorteil 
auch die € 50,00 Freigrenze oder alternativ eine Lohnsteuer-
Pauschalierung (§ 37b Abs. 2 EStG ) in Anspruch genommen 
werden kann (R 8.1 Abs. 6a Satz 3 LStR 2023).

Steuergestaltungen mit Mobiltelefonen
EDV- und Telekommunikationsgeräte
Die private Nutzung betrieblicher EDV- oder Telekommunikations-
geräte, insbesondere Mobiltelefone sowie das Zubehör, durch den 
Arbeitnehmer ist einkommensteuerfrei (§ 3 Nr. 45 Einkommensteu-
ergesetz/EStG). 

Gestaltungstipp
Ein Verlag entwickelte aus dieser Regelung folgendes Steuer-
sparmodell: Das Unternehmen kaufte seinen Mitarbeitern ihre ge-
brauchten Handys zu einem symbolischen Preis ab, stellte diese 
Handys ihren Arbeitnehmern dann wieder zur Verfügung und über-
nahm die monatlichen Kosten des Mobilfunkvertrags wie Grund-
gebühr, Verbindungsentgelte oder auch Flatgebühren. Der Verlag 
vereinbarte hierzu mit den Arbeitnehmern gesonderte Mobiltelefon-
überlassungsverträge. Das Finanzamt behandelte die Kostenerstat-
tungen des Arbeitgebers für die Mobilfunkverträge der Arbeitneh-
mer als steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Verkauf der gebrauchten 
Mobiltelefone der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber stellt nach 
Auffassung der Finanzverwaltung eine unangemessene rechtli-
che Gestaltung dar, die zu einem gesetzlich nicht vorgesehenen 

Steuervorteil führen würde. 

  BFH-Urteil
Der Bundesfinanzhof/BFH sah dies anders und wendet sich da-
mit auch gegen die Auffassung der Finanzverwaltung (siehe Lohn-
steuer-Hinweise 2023 zu § 3 Nr. 45 EStG). Der Kaufvertrag über die 
Handys ist steuerlich anzuerkennen. Die steuerliche Anerkennung 
ist auch nicht nach Fremdvergleichsgrundsätzen zu versagen. Ei-
nen Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten sahen 
die Richter ebenfalls nicht (BFH-Urteil vom 23.11.2022, VI R 50/20).

  Fazit
Durch den Ankauf der Handys durch den Arbeitgeber wurden aus 
privaten Handys betriebliche Mobiltelefone. Dadurch konnten die-
se den Arbeitnehmern gemäß obiger Befreiungsvorschrift steuer-
frei überlassen werden und darüber hinaus konnten die von den 
Arbeitnehmern aufgewandten Kosten für die Mobilfunkverträge für 
die betreffenden Geräte steuerfrei erstattet werden. Die zu dem 
jeweiligen Mobilfunkvertrag des Arbeitnehmers gehörende SIM-
Karte wurde in den vom Arbeitgeber angekauften Handys genutzt. 
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Überwachungsverschulden 
Steuerhaftung 
Der oder die Geschäftsführer einer 
GmbH haften persönlich für Steuerschul-
den der GmbH, soweit die geschulde-
ten Steuern infolge vorsätzlicher oder 
grob fahrlässiger Verletzung der dem/den 
Geschäftsführer(n) auferlegten Pflichten 
nicht gezahlt werden können. Die persön-
liche Haftung ergibt sich aus §§ 69 Satz 1, 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung/
AO i. V. mit § 35 Abs. 1 Satz 1 des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung/GmbHG. Die Finanz-
verwaltung nimmt den/die Geschäftsführer 
regelmäßig durch Erlass eines Haftungs-
bescheides in Anspruch.

Überwachungsverschulden
Der Bundesfinanzhof/BFH hat in einem 
jüngst entschiedenen Verfahren die 

Unausweichlichkeit der Geschäftsführer-
haftung – was die steuerlichen Pflichten 
angeht – erneut bekräftigt. Ein Geschäfts-
führer darf seinen Hilfspersonen kein un-
begrenztes Vertrauen schenken. Im Streit-
fall gab der Geschäftsführer (Vater) an, die 
Geschäftsführung wäre tatsächlich vom 
Sohn ausgeführt worden. Er wäre we-
gen seines betagten Alters nicht mehr in 
der Lage gewesen, die Geschäftsvorfäl-
le der GmbH nachzuvollziehen. Für den 
BFH waren diese Umstände unerheblich. 
Ein Geschäftsführer muss seine Hilfsper-
sonen sorgfältig auswählen und laufend 
überwachen. Mangelhaftes Überwachen 
hat auch der VII. Senat als grob fahrlässi-
ge Pflichtverletzung – sogenanntes "Über-
wachungsverschulden" – eingestuft (Be-
schluss vom 15.11.2022, VII R 23/19; ver-
öffentlicht am 16.3.2023).

Nullsteuersatz für 
Photovoltaik- 
anlagen 

Nullsteuerregelung
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 
wurde die Umsatzsteuer auf die 
Lieferung von Solarmodulen ein-
schließlich der dazugehörenden 
Komponenten und Speicher für 
kleine Anlagen mit einer Bruttoleis-
tung von nicht mehr als 30 kW auf 
null festgesetzt, also praktisch er-
lassen. Das gilt auch für die Hand-
werkerleistungen des Elektrikers  
(§ 12 Abs. 3 Nr. 1, 4 Umsatzsteuer-
gesetz/UStG).

BMF-Schreiben
Die Finanzverwaltung hat zur neu-
en Befreiung der kleinen Photo-
voltaikanlagen die Details bekannt 
gegeben und auch den Umsatz-
steuer-Anwendungserlass er-
gänzt (BMF vom 27.2.2023 III C 2 
- S 7220/22/10002 :010). In dem 
zehn Seiten umfassenden Schrei-
ben nimmt die Finanzverwaltung  
u. a. zur Besteuerung der unent-
geltlichen Wertabgaben (Strom-
eigenverbrauch) für vor dem 
1.1.2023 angeschaffte Photovol-
taikanlagen sowie zur Entnahme 
der PV-Anlage Stellung (Rz 5). 

Entnahmen
Die Entnahme einer zum Vor-
steuerabzug berechtigten Anla-
ge bzw. von Strom zum Privatver-
brauch unterliegt auch nach dem 
31.12.2022 als unentgeltliche 
Wertabgabe der Umsatzsteuer. 
Eine rechtmäßige Entnahme setzt 
voraus, dass mehr als 90 % des er-
zeugten Stroms für private Zwecke 
verwendet werden. 

Nachweise 
Abschnitt 12.18 Abs. 6 des Um-
satzsteuer-Anwendungserlasses 
enthält Näheres über die Nach-
weisregelungen. Danach ist aus-
reichend, „wenn der Erwerber er-
klärt, dass er Betreiber der Photo-
voltaikanlage ist und es sich ent-
weder um ein begünstigtes Ge-
bäude handelt oder die installierte 
Bruttoleistung der Photovoltaikan-
lage laut MaStR nicht mehr als 30 
kW (peak) beträgt oder betragen 
wird“.

Säumniszuschläge  
verfassungsgemäß  
Säumniszuschläge 
Werden Steuern nicht bis zum Ablauf des 
Fälligkeitstages – zuzüglich einer Schon-
frist von drei Tagen – entrichtet, wird für 
jeden angefangenen Monat ein Säum-
niszuschlag von einem Prozent des auf  
€ 50,00 abgerundeten rückständigen 
Steuerbetrages fällig (§ 240 Abs. 1 Abga-
benordnung/AO). Auf das Jahr gerechnet 
entspricht dies einem Zinssatz von immer-
hin 12 %. Darüber hinaus fallen die Säum-
niszuschläge unabhängig davon an, ob die 
Steuer zutreffend festgesetzt worden ist. 

Zinsniveau unbedeutend
Der Bundesfinanzhof/BFH hält das hohe 
Zinsniveau für verfassungsgemäß. Einen 
Vergleich mit den zum 1.1.2019 reduzier-
ten Nachzahlungszinsen von 0,15 % pro 
Monat hält der BFH nicht für angemessen. 
Zinszahlungspflichtige Steuernachzah-
ler und säumniszuschlagpflichtige Steu-
erschuldner können mangels vergleich-
barer Sachverhalte nicht gleich behandelt 
werden (BFH-Urteil vom 15.11.2022, VII R 
55/20, veröffentlicht am 30.3.2023).

Säumniszuschlag versus Verzinsung 
Säumniszuschläge stellen ein Druckmittel 
zur Durchsetzung fälliger Steuerzahlungen 
dar und haben daher primär eine pönale 
Funktion. Verzugszinsen sind demgegen-

über weder Sanktion noch Druckmittel, 
sondern ein Ausgleich für eine Kapitalnut-
zung. 

Anmerkung
Anzumerken ist, dass es im genannten Fall 
um Säumniszuschläge für Zeiträume vor 
dem 1.1.2019 ging. Zur Frage der Ver-
fassungswidrigkeit von Säumniszuschlä-
gen für die Zeit nach dem 1.1.2019 ist ein 
weiteres Verfahren vor dem BFH anhän-
gig (Az. X R 30/21). Es bleibt abzuwarten, 
ob der BFH gleich oder differenziert ent-
scheidet. Möglich wäre auch eine Vorlage 
an das Bundesverfassungsgericht.
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Lohnsteuerrichtlinien 2023 
Lohnsteuerrichtlinien 
Seit dem 1.1.2023 gelten geänderte und aktualisierte Lohnsteu-
errichtlinien/LStR 2023. Neben der Einarbeitung neuer BMF- 
Schreiben enthalten die neuen Richtlinien auch diverse inhaltli-
che Änderungen. 

Nebenberufliche Tätigkeiten
Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter/
Ausbilder usw. sind bis zur Höhe von € 3.000,00 (§ 3 Nr. 26 Ein-
kommensteuergesetz/EStG) im Jahr steuerfrei. Darüber hinaus 
sind nebenberufliche ehrenamtliche Tätigkeiten für eine gemein-
nützige Körperschaft bis zur Höhe von € 840,00 steuerfrei (§ 3 
Nr. 26a EStG). In R 3.26 Abs. 2 LStR 2023 findet sich eine klare 
Definition, wann eine solche „nebenberufliche Tätigkeit“ vorliegt. 
Danach gilt eine Tätigkeit mit einer regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von maximal 14 Stunden als nebenberuflich.

Aufmerksamkeiten
Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Regelung über lohn-
steuerfreie Aufmerksamkeiten durch die geänderten Lohnsteuer-
Richtlinien. Nach R 19.6 Abs. 1 Satz 2 LStR 2023 sind Aufmerk-
samkeiten bis in Höhe von € 60,00 nur dann steuerfrei, wenn sie 
zugunsten des Arbeitnehmers selbst oder eines Angehörigen 
gewährt werden, welcher mit dem Arbeitnehmer in einem Haus-
halt lebt. So fallen z. B. Hochzeitsgeschenke des Arbeitgebers 
an ein nicht im Haushalt des Arbeitnehmers lebendes Kind nicht 
unter die Steuerbefreiung. 

Umgekehrte Familienheimfahrten
Als umgekehrte Familienheimfahrten werden Besuchsfahrten 
der Angehörigen eines Arbeitnehmers zu dessen Zweitwohnung 
am Beschäftigungsort bezeichnet. Nach BFH-Rechtsprechung 
gehören Aufwendungen für solche Fahrten nicht zu den Wer-
bungskosten. In den LStR 2023 lässt die Finanzverwaltung diese 

Fahrtkosten dann zum Werbungskostenabzug zu, wenn der Ar-
beitnehmer aus beruflichen Gründen an einer Familienheimfahrt 
gehindert ist (R 9.11 Abs. 6 Nr. 2 Satz 3 LStR 2023). In diesen 
Fällen ist auch eine steuerfreie Arbeitgebererstattung zulässig. 

Freie Wohnung 
Stellt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer eine Wohnung kos-
tenfrei oder zu günstigen Mietkonditionen zur Verfügung, ist 
der geldwerte Vorteil steuerpflichtig. Für die Bewertung dieses 
geldwerten Vorteils ist der ortsübliche Mietwert maßgebend. 
Keine Steuerpflicht besteht dann, wenn der Arbeitnehmer min-
destens zwei Drittel der ortsüblichen Miete entrichtet und die 
Nettomiete € 25,00/qm nicht übersteigt. In den LStR 2023 wird 
klargestellt, dass auf den steuerpflichtigen geldwerten Vorteil 
auch die € 50,00 Freigrenze oder alternativ eine Lohnsteuer-
Pauschalierung (§ 37b Abs. 2 EStG ) in Anspruch genommen 
werden kann (R 8.1 Abs. 6a Satz 3 LStR 2023).

Steuergestaltungen mit Mobiltelefonen
EDV- und Telekommunikationsgeräte
Die private Nutzung betrieblicher EDV- oder Telekommunikations-
geräte, insbesondere Mobiltelefone sowie das Zubehör, durch den 
Arbeitnehmer ist einkommensteuerfrei (§ 3 Nr. 45 Einkommensteu-
ergesetz/EStG). 

Gestaltungstipp
Ein Verlag entwickelte aus dieser Regelung folgendes Steuer-
sparmodell: Das Unternehmen kaufte seinen Mitarbeitern ihre ge-
brauchten Handys zu einem symbolischen Preis ab, stellte diese 
Handys ihren Arbeitnehmern dann wieder zur Verfügung und über-
nahm die monatlichen Kosten des Mobilfunkvertrags wie Grund-
gebühr, Verbindungsentgelte oder auch Flatgebühren. Der Verlag 
vereinbarte hierzu mit den Arbeitnehmern gesonderte Mobiltelefon-
überlassungsverträge. Das Finanzamt behandelte die Kostenerstat-
tungen des Arbeitgebers für die Mobilfunkverträge der Arbeitneh-
mer als steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Verkauf der gebrauchten 
Mobiltelefone der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber stellt nach 
Auffassung der Finanzverwaltung eine unangemessene rechtli-
che Gestaltung dar, die zu einem gesetzlich nicht vorgesehenen 

Steuervorteil führen würde. 

  BFH-Urteil
Der Bundesfinanzhof/BFH sah dies anders und wendet sich da-
mit auch gegen die Auffassung der Finanzverwaltung (siehe Lohn-
steuer-Hinweise 2023 zu § 3 Nr. 45 EStG). Der Kaufvertrag über die 
Handys ist steuerlich anzuerkennen. Die steuerliche Anerkennung 
ist auch nicht nach Fremdvergleichsgrundsätzen zu versagen. Ei-
nen Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten sahen 
die Richter ebenfalls nicht (BFH-Urteil vom 23.11.2022, VI R 50/20).

  Fazit
Durch den Ankauf der Handys durch den Arbeitgeber wurden aus 
privaten Handys betriebliche Mobiltelefone. Dadurch konnten die-
se den Arbeitnehmern gemäß obiger Befreiungsvorschrift steuer-
frei überlassen werden und darüber hinaus konnten die von den 
Arbeitnehmern aufgewandten Kosten für die Mobilfunkverträge für 
die betreffenden Geräte steuerfrei erstattet werden. Die zu dem 
jeweiligen Mobilfunkvertrag des Arbeitnehmers gehörende SIM-
Karte wurde in den vom Arbeitgeber angekauften Handys genutzt. 
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Zahlungstermine

Mai 2023

10. Umsatzsteuer mtl. für April bzw. 
März mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag-. 
Kirchenlohnsteuer für April

*15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag. 
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer 

19. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Gewerbesteuer, Grundsteuer

24. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer).

26. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Fälligkeit der Beiträge)

* Verschiebung dieses Termins wegen Feiertag
 (§ 108 Abs. 3 AO)

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Der „Qualified Intermediary Status“
Quellensteuern USA 
Die USA erheben auf Dividendenzahlungen von US-Aktiengesellschaften eine nationale 
Quellensteuer von 30 %. Auf Zinserträge von US-Anleihen werden ebenfalls 30 % nationa-
le Quellensteuer fällig. Deutsche Kapitalanleger ohne Wohnsitz in den USA müssen diese 
Quellensteuern allerdings unter bestimmten Voraussetzungen nicht zahlen.
Qualified Intermediary
Vor mehreren Jahren hat die amerikanische Steuerbehörde „IRS“ den „Qualified Interme-
diary Status“ eingeführt. Qualified Intermediary heißt übersetzt „anerkannter Vermittler“. 
Fast alle großen deutschen Banken haben den QI-Status vereinbart. Vorteil für Kapitalan-
leger ist, dass dann nur noch die nach dem Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA 
anrechenbaren Quellensteuern in Höhe von 15 % in den USA anfallen und nicht die 30 %.
Fazit
Für deutsche Kapitalanleger, die in US-Aktien über eine Depotbank mit QI-Status investiert 
haben, entsteht daher keine Notwendigkeit, Quellensteuern aus den USA zurückfordern 
zu müssen. Die nach dem DBA abziehbaren 15 % Quellensteuern werden auf die 25%ige 
deutsche Abgeltungsteuer angerechnet. Das erledigt die Depotbank für den Anleger. 
Zinserträge aus Anleihen
Und Zinserträge aus US-Treasuries bzw. US-Anleihen vereinnahmen deutsche Anleger mit 
einem Depot bei einer deutschen Bank mit QI-Status ganz ohne Quellensteuern. 

Sonderwerbungskosten 
Kapitaleinkünfte und Werbungskosten
Eigentlich werden Werbungskosten im Zusammenhang mit Kapitaleinkünften seit Einfüh-
rung der Abgeltungsteuer nicht mehr berücksichtigt. Sie gelten vielmehr mit dem Sparer-
Pauschbetrag als abgegolten. Dieser beträgt seit 1.1.2023 € 1.000,00 bis € 2.000,00 
bei Zusammenveranlagung. 
Geschlossene Fondsbeteiligungen
Nicht mit den „üblichen“ Kapitalanlagen wie Aktien, Anleihen, Festgeld usw. zu verglei-
chen sind Kapitalanlagen in Form von geschlossenen Fondsbeteiligungen. Hier sind – was 
die Geltendmachung von Werbungskosten anbelangt – andere Regelungen maßgeblich.
Sonderwerbungskosten 
Anleger in geschlossene Immobilienfonds können Sonderwerbungskosten steuermin-
dernd geltend machen. Als Sonderwerbungskosten werden solche Aufwendungen be-
zeichnet, die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einer geschlossenen Fondsbeteili-
gung stehen und nicht von der Fondsgesellschaft, sondern vom jeweiligen Anteilseigner, 
dem Fondsanleger, getragen werden. Sonderwerbungskosten sind z. B. Darlehenszinsen 
im Zusammenhang mit der Anteilsfinanzierung, Porto oder Telefonkosten. Die Rechts-
grundlage für den Sonderwerbungskostenabzug ergibt sich unter anderen aus dem Ur-
teil des Bundesfinanzhofs/BFH vom 23.11.2004 (Az. IX R 59/01). 

Grundsteuerreform 
Grundsteuerreform
Die Abgabefristen für die Grundsteuerer-
klärungen anlässlich der Grundsteuerre-
form 2025 sind abgelaufen. Die Befürch-
tungen vieler Immobilienbesitzer, ab 2025 
erheblich höhere Grundsteuern zu zahlen, 
sind groß. 

Ziel des Gesetzgebers 
Wie aus einer Kurzmeldung des Deut-
schen Bundestags (vom 13.3.2023, hib 
178/2023) hervorgeht, soll die Grundsteu-
erreform insgesamt aufkommensneutral 
ausgestaltet werden. Letzteres „sei ex-
plizites Ziel des Gesetzgebers“, wie es in 
der Antwort der Bundesregierung heißt 
(BT Drucks 20/5860). Der Gesetzgeber 
habe „an die Gemeinden appelliert, die 
aus der Neubewertung des Grundbesit-
zes resultierenden Belastungsverschie-
bungen durch eine gegebenenfalls er-
forderliche Anpassung des Hebesatzes 
auszugleichen“, heißt es aus der Bundes-
regierung. Letzteres kann aber nur als „Bit-
te“ der Bundesregierung angesehen wer-
den. Die Gemeinden können die Hebe-
sätze selbst bestimmen.
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